
 
TRIBUNAL DE JUSTICIA DE LAS COMUNIDADES EUROPEAS 

SOUDNÍ DVŮR EVROPSKÝCH SPOLEČENSTVÍ 

  
EUROPOS BENDRIJŲ TEISINGUMO TEISMAS 

EURÓPAI KÖZÖSSÉGEK BÍRÓSÁGA 
DE EUROPÆISKE FÆLLESSKABERS DOMSTOL 

GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
EUROOPA ÜHENDUSTE KOHUS 

∆ΙΚΑΣΤΗΡΙΟ ΤΩΝ ΕΥΡΩΠΑΪΚΩΝ ΚΟΙΝΟΤΗΤΩΝ 
COURT OF JUSTICE OF THE EUROPEAN COMMUNITIES 
COUR DE JUSTICE DES COMMUNAUTÉS EUROPÉENNES 

CÚIRT BHREITHIÚNAIS NA gCÓMHPHOBAL EORPACH 
CORTE DI GIUSTIZIA DELLE COMUNITÀ EUROPEE 

EIROPAS KOPIENU TIESA 

IL-QORTI TAL-ĠUSTIZZJA TAL-KOMUNITAJIET EWROPEJ 

HOF VAN JUSTITIE VAN DE EUROPESE GEMEENSCHAPPEN 

TRYBUNAŁ SPRAWIEDLIWOŚCI WSPÓLNOT EUROPEJSKICH 

TRIBUNAL DE JUSTIÇA DAS COMUNIDADES EUROPEIAS 

SÚDNY DVOR EURÓPSKYCH SPOLOČENSTIEV 

SODIŠČE EVROPSKIH SKUPNOSTI 

EUROOPAN YHTEISÖJEN TUOMIOISTUIN 

EUROPEISKA GEMENSKAPERNAS DOMSTOL 

 
Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 92/06 

14. November 2006 

Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-513/04 

Mark Kerckhaert, Bernadette Morres / Belgischer Staat 

EIN MITGLIEDSTAAT KANN DIE DIVIDENDEN GEBIETSANSÄSSIGER 
GESELLSCHAFTEN UND DIE DIVIDENDEN IN EINEM ANDEREN 

MITGLIEDSTAAT ANSÄSSIGER GESELLSCHAFTEN EINEM GLEICHEN 
EINHEITLICHEN STEUERSATZ UNTERWERFEN 

Insoweit muss keine Anrechenbarkeit der im Wege der Quellensteuer in diesem anderen 
Mitgliedstaat erhobenen Steuer vorgesehen werden.  

Die Eheleute Kerckhaert-Morres, die in Belgien wohnen, bezogen in den Jahren 1995 und 
1996 Dividenden von der in Frankreich ansässigen Gesellschaft Eurofers SARL. Die 
Bruttodividenden unterlagen in Frankreich der Einkommensteuer mit einer Quellensteuer 
von 15 %. Der Antrag der Eheleute Kerckhaert-Morres in ihrer 
Einkommensteuererklärung, ihnen den Steuervorteil, der der französischen Quellensteuer 
entspricht, zu gewähren, wurde abgelehnt.  

Die Eheleute Kerckhaert-Morres waren der Ansicht, dass diese Weigerung zur Folge 
habe, dass die Dividenden französischen Ursprungs einer höheren steuerlichen Belastung 
unterworfen würden als Dividenden in Belgien ansässiger Gesellschaften, und erhoben 
bei der Rechtbank van eerste aanleg te Gent Klage. Dieses Gericht hat dem Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften eine Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt.  

Vorab weist der Gerichtshof darauf hin, dass die direkten Steuern zwar nach ständiger 
Rechtsprechung in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen, dass diese ihre 
Befugnisse jedoch unter Wahrung des Gemeinschaftsrechts ausüben müssen. Außerdem 
hat er in mehreren Urteilen die Auffassung geäußert, dass die Rechtsvorschriften der 
betreffenden Mitgliedstaaten die Einkünfte aus Dividenden im Wohnsitzmitgliedstaat des 
betroffenen Steuerpflichtigen ansässiger Gesellschaften und die Einkünfte aus 
Dividenden in einem anderen Mitgliedstaat ansässiger Gesellschaften ungleich 



behandeln, indem den Empfängern der letztgenannten Dividenden die den anderen 
Dividendenempfängern gewährten Steuervorteile verweigert werden1.  

Nach Auffassung des Gerichtshofes unterscheidet sich das Ausgangsverfahren jedoch von 
den Verfahren, die zu diesen Urteilen geführt haben, weil das belgische Steuerrecht keine 
Unterscheidung zwischen den Dividenden in Belgien ansässiger Gesellschaften und den 
Dividenden in einem anderen Mitgliedstaat ansässiger Gesellschaften vornimmt, denn 
diese Dividenden werden mit einem identischen Satz von 25 % zur Einkommensteuer 
herangezogen.  

Die nachteiligen Folgen, zu denen die Anwendung eines Systems der Besteuerung von 
Einkommen wie die belgische Regelung führen könnte, ergeben sich daraus, dass zwei 
Mitgliedstaaten parallel zueinander ihre Besteuerungsbefugnis ausüben. Das 
Gemeinschaftsrecht schreibt in Bezug auf die Beseitigung der Doppelbesteuerung 
innerhalb der Gemeinschaft keine allgemeinen Kriterien für die Verteilung der 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten untereinander vor. Folglich ist es Sache der 
Mitgliedstaaten, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um Situationen wie die im 
Ausgangsverfahren in Rede stehende zu vermeiden, indem u. a. die in der internationalen 
Besteuerungspraxis befolgten Verteilungskriterien verwendet werden.  

Daher antwortet der Gerichtshof auf die Vorlagefrage, dass das Gemeinschaftsrecht dem 
Recht eines Mitgliedstaats wie dem belgischen Steuerrecht nicht entgegensteht, das im 
Rahmen der Einkommensteuer die Dividenden im Gebiet dieses Staates ansässiger 
Gesellschaften und die Dividenden in einem anderen Mitgliedstaat ansässiger 
Gesellschaften einem gleichen einheitlichen Steuersatz unterwirft, ohne eine Anrechnung 
der im Wege der Quellensteuer in diesem anderen Mitgliedstaat erhobenen Steuer 
vorzusehen.  

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: FR, CS, DE, EN, ES, EL, IT, HU, 
NL, PL, SK, SL 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofes: 

http://curia.eu.int/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-
513/04

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 

 

 

                                                 
1 Urteile vom 6. Juni 2000 in der Rechtssache C-35/98, Verkooijen, Slg. 2000, I-4071, vom 15. Juli 2004 in 
der Rechtssache C-315/02, Lenz, Slg. 2004, I-7063, und vom 7. September 2004 in der Rechtssache 
C-319/02, Manninen, Slg. 2004, I-7477.  
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